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Berger Allee 25 
40213 Düsseldorf 
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An den  
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie,  
Klimaschutz und Energie  
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 22. Januar 2025 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die Fraktion der SPD hat zur o. g. Sitzung um einen schriftlichen Bericht 

zum Thema „Zwischenbilanz ein Jahr Bürgerenergiegesetz“ gebeten.  

 

In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht mit der Bitte um 

Weiterleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Mona Neubaur MdL 
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 22.01.2025  

 

„Zwischenbericht ein Jahr Bürgerenergiegesetz“ 

 

 

Das Gesetz über die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern sowie 

Gemeinden an der Windenergienutzung in Nordrhein-Westfalen 

(Bürgerenergiegesetz NRW - BürgEnG) ist am 28. Dezember 2023 in 

Kraft getreten. 

Unter den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen - mit wenigen 

Ausnahmen - alle neuen Windenergieanlagen, für die ab Inkrafttreten des 

Gesetzes erstmalig ein vollständiger Genehmigungsantrag eingereicht 

wird. Das waren mit Stand 9. Januar 2025 seit Inkrafttreten des 

Bürgerenergiegesetzes 35 Vorhaben mit 76 Windenergieanlagen. Keine 

dieser Anlagen fällt unter den Ausnahmetatbestand nach § 2 Abs. 3 

BürgEnG NRW (Eigenversorgung von Betrieben). Da die 

durchschnittliche Bearbeitungszeit ab vollständigen Antragsunterlagen 

bis zur Genehmigung rund zwölf Monate beträgt, fällt der Großteil der 680 

Windenergieanlagen, die in 2024 genehmigt wurden, nicht unter den 

Anwendungsbereich des Gesetzes. 

 

Für die Vorhabenträger/-innen gilt ab dem Zeitpunkt der 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigung eine Frist von einem Jahr, 

um mit den Standortgemeinden eine Beteiligungsvereinbarung zu 

erarbeiten und diese bei der zuständigen Behörde nachzuweisen. Kommt 

die Beteiligungsvereinbarung nicht zustande, ist der Vorhabenträger dazu 

verpflichtet, den beteiligungsberechtigten Gemeinden und Einwohnern/-

innen eine Ersatzbeteiligung anzubieten. Bleibt auch dieses Angebot aus, 

kann auf Antrag eine Ausgleichsabgabe verhängt werden. Bei allen 

bisher unter den Anwendungsbereich des Gesetzes fallenden Vorhaben 

ist jedoch die Jahresfrist für die Beteiligungsvereinbarung noch nicht 

verstrichen.  

 

Der monetäre Wert der Ersatzbeteiligung dient beiden Vertragsparteien 

als Vergleichsmaßstab für die Verhandlung der 

Beteiligungsvereinbarung. Sie ist aus Sicht der Landesregierung eine 

geeignete Grundlage für eine faire Vereinbarung zwischen den 
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Vertragsparteien. Gleichwohl schließt das Bürgerenergiegesetz nicht 

aus, dass monetär höherwertige Konstrukte als in der Ersatzbeteiligung 

vereinbart werden. 

 

Für Vorhabenträger/-innen als auch Gemeinden liegt eine freiwillige 

Vereinbarung eines Angebots zur Zahlung von 0,2 Cent je Kilowattstunde 

an Gemeinden gemäß § 6 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) als Teil 

der Vereinbarung aus mehreren Gründen nahe. Zum einen findet dieses 

Modell in der Praxis seit Jahren eine breite Anwendung, sodass auf 

beiden Seiten Erfahrungswerte bestehen. Vorhabenträger/-innen können 

zudem die Kosten vom Netzbetreiber erstattet bekommen, sofern es sich 

um EEG-geförderte Strommengen handelt. Für Gemeinden bietet die 

EEG-Regelung eine klare räumliche Aufteilung der Zahlungen unter den 

angrenzenden Gemeinden im 2,5 Kilometer-Radius um die Anlagen. 

Zudem bietet die Fachagentur Wind- und Solarenergie Musterverträge für 

dieses Modell an.  

 

Neben der Beteiligung der Gemeinden ist auch eine Beteiligung der 

Einwohner/-innen der beteiligungsberechtigen Gemeinden vorzusehen. 

Bisher abgeschlossene Beteiligungsvereinbarungen beziehungsweise 

vorliegende Beteiligungsangebote enthalten etwa die Finanzierung 

gemeinnütziger Stiftungen oder Vereine, das Angebot von 

Nachrangdarlehen, sowie pauschale Zahlungen an Anwohnende im 

Umkreis der Anlagen.  

 

Die flexiblen Beteiligungsmöglichkeiten, die im Bürgerenergiegesetz 

aufgeführt werden, sind lediglich beispielhaft zu verstehen. Die 

Aufzählung ist nicht abschließend und die einzelnen Elemente sind 

kombinierbar.  Die Flexibilität bei der Modellwahl ermöglicht es, lokale 

Präferenzen zu berücksichtigen. So sind etwa die Umsetzung von 

vergünstigten regionalen Stromtarifen oder lokalen Sparbriefen möglich, 

jedoch jeweils von örtlichen Energieversorgungsunternehmen 

beziehungsweise Finanzinstituten abhängig. 

 

Das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie hat im 

Jahr 2024 umfangreiche Informationsangebote zur Anwendung des 

Bürgerenergiegesetzes bereitgestellt und mehrere 

Informationsveranstaltungen durchgeführt. In diesem Zuge wurden 

fachliche Fragen zu Beteiligungsvereinbarungen gestellt, jedoch keine 

Einigungsschwierigkeiten vermeldet.  
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Durch die Jahresfrist wird bei fehlender Einigung ohnehin die Pflicht zum 

Angebot einer Ersatzbeteiligung ausgelöst und ansonsten durch die 

Ausgleichsabgabe eine Beteiligung sichergestellt. 

 

Auf Bundesebene besteht die freiwillige Regelung gemäß § 6 EEG. Auf 

Länderebene hat Nordrhein-Westfalen mit dem Bürgerenergiegesetz 

nach Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg ein Länder-

Beteiligungsgesetz für die Windenergie geschaffen. Seither sind weitere 

Beteiligungsgesetze in Niedersachsen, Saarland, Sachsen, Sachsen-

Anhalt und Thüringen verabschiedet worden. In Bayern befindet sich ein 

Gesetzentwurf im parlamentarischen Verfahren und in Hessen besteht 

eine sogenannte Windenergiedividende. 

 

Nordrhein-Westfalen hatte bisher auf eine Ausweitung des Gesetzes auf 

Photovoltaik-Anlagen größer 1 Megawatt verzichtet. Hintergrund ist, dass 

Anlagen ab dieser Größe an bundesweiten Ausschreibungen teilnehmen 

müssen, die tendenziell überzeichnet sind. Das bedeutet, dass 

Projektierer/-innen gezwungen sind, ein für sie gerade noch wirtschaftlich 

darstellbares, vergleichsweise niedriges Angebot abzugeben, um so 

eventuell einen Zuschlag zu erhalten. Die gesetzliche Verpflichtung einer 

Bürger/-innen- oder Kommunalbeteiligung würde Preisangebote der 

Projektierer/-innen aus Nordrhein-Westfalen jedoch erhöhen und die 

Erfolgschancen gegenüber Angeboten aus anderen Bundesländern mit 

anderen Standortbedingungen verringern. Im ungünstigen Fall würden 

Projektierer/-innen Nordrhein-Westfalen dadurch keinen Zuschlag 

erhalten.  

 

Die Auswirkungen des Bürgerenergiegesetzes sind aufgrund der noch 

kurzen Anlaufphase derzeit noch nicht messbar. Eine Evaluierung ist zum 

Jahresende 2026 gesetzlich vorgesehen. Mit der Evaluierung sollen 

etwaige Anpassungsbedarfe identifiziert werden. In diesem Zuge wäre 

auch die Prüfung einer Ausweitung des Anwendungsbereiches auf den 

Photovoltaik-Bereich möglich. 
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